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des Bundesrates

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über amtliche Kontrollen und andere amtliche 

und Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens-
Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und 
Tierschutz, Pflanzengesundheit, Pflanzenvermehrungsmaterial 
und Pflanzenschutzmittel sowie zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 1829/2003, (EG) Nr. 1831/2003, (EG) Nr. 
1/2005, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 834/2007, (EG) Nr. 1099/2009, 
(EG) Nr. 1069/2009 und (EG) Nr. 1107/2009, der Verordnungen 
(EU) Nr. 1151/2012 und (EU) Nr. [   ]/2013 und der Richtlinien 
98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG, 2008/120/EG und 
2009/128/EG (Verordnung über amtliche Kontrollen)

COM(2013) 265 final

Der Bundesrat hat in seiner 912. Sitzung am 5. Juli 2013 gemäß §§ 3 und 5 

EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

Zur Vorlage allgemein

1. Der Bundesrat begrüßt die Zielsetzung des Verordnungsvorschlags, mittels ei-

nes harmonisierten EU-Rechtsrahmens für die Organisation und Durchführung 

amtlicher Kontrollen entlang der Lebensmittelkette eine EU-weit einheitliche 

Anwendung der geltenden Bestimmungen und das reibungslose Funktionieren 

des Binnenmarktes für Lebensmittelprodukte zu gewährleisten.
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Zum Anwendungsbereich

2. Der Bundesrat hat jedoch Bedenken gegen die Einbeziehung weiterer Kontroll-

bereiche außerhalb der Lebensmittelkette (wie z. B. Pflanzenschutzmittel, 

Pflanzengesundheit, Pflanzenvermehrungsmaterial einschließlich forstliches 

Material), da die Zielsetzung der erforderlichen Kontrollen (einschließlich 

Prüfkriterien) sowie die Kontrollstrukturen nicht mit denen der Lebensmittel-

kette vergleichbar sind.

3. Die Bundesregierung wird gebeten, bei den weiteren Verhandlungen auf EU-

Ebene darauf hinzuwirken, dass insbesondere die Vorgaben zu den Kontrollen 

im Bereich der Pflanzenschutzmittel, der Pflanzengesundheit und der Pflanzen-

vermehrung  weiterhin im jeweiligen EU-Fachrecht verankert bleiben. Bei An-

passungsbedarf sollten notwendige Änderungen im jeweiligen Fachrechtsakt 

vorgenommen werden.

4. Der Vorschlag für eine Verordnung über amtliche Kontrollen bezieht über den 

bisherigen Anwendungsbereich hinaus auch die "Vorschriften über die absicht-

liche Freisetzung von gentechnisch veränderten Organismen (GVO) und die 

Anwendung von GVO in geschlossenen Systemen" in den Anwendungsbereich 

der Kontrollverordnung mit ein (vergleiche Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b). 

Der Bundesrat geht davon aus, dass zur Gewährleistung der Ziele der

vorgeschlagenen Verordnung die Aufnahme der Vorschriften zu Freisetzung 

und Anwendung von GVO in geschlossenen Systemen nicht erforderlich ist. 

Für die genannten Tätigkeiten sind mit der Richtlinie 2009/41/EG über die An-

wendung gentechnisch veränderter Mikroorganismen in geschlossen Systemen 

(Systemrichtlinie (2009/41/EG)) und der Richtlinie 2001/18/EG über die 

absichtliche Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen in die Umwelt 

(Freisetzungsrichtlinie (2001/18/EG)) bereits ausreichende Regelungen ge-

schaffen. Der Bundesrat hält es daher für erforderlich, die Aufnahme dieser 

Vorschriften zu streichen und den Anwendungsbereich des Verordnungsvor-

schlags insoweit wieder zu beschränken.

5. Der Verordnungsvorschlag sieht weiterhin vor, Vorschriften über die Produk-

tion von Pflanzenvermehrungsmaterial zum Inverkehrbringen und über das In-

verkehrbringen dieses Materials (einschließlich forstliches Vermehrungsgut) 
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aufzunehmen. Der Bundesrat geht davon aus, dass die Aufnahme dieser 

Vorschriften nicht zum Erreichen der Ziele der Verordnung beitragen, da die 

genannten Vorschriften zu Saat- und Pflanzgut keine Produkte betreffen, die 

Teil der Lebensmittelkette sind. Er hält es daher für erforderlich, die Aufnahme 

dieser Vorschriften zu streichen und den Anwendungsbereich des Verordnungs-

vorschlags insoweit wieder zu beschränken.

6. Mit dem Vorschlag werden auch Vorschriften für "andere amtliche Tätigkeiten, 

die von den zuständigen Behörden nach dieser Verordnung und den Vor-

schriften gemäß Artikel 1 Absatz 2 durchgeführt werden" in den Anwendungs-

bereich der Kontrollverordnung (vgl. Artikel 1 Absatz 5) einbezogen. Nach dem 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gehen die Maßnahmen der Union inhaltlich 

wie formal nicht über das zur Erreichung der Ziele der Verträge erforderliche 

Maß hinaus. Zum Zwecke eines einheitlichen EU-Regelwerkes für amtliche 

Kontrollen ist es jedoch nicht erforderlich, auch für andere amtliche Tätigkeiten 

der zuständigen Behörden außerhalb einer amtlichen Kontrolle (vergleiche 

Artikel 1 Absatz 5 in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 2) EU-weit verbindlich 

geltende Regelungen einzuführen. Der Bundesrat geht daher davon aus, dass 

zur Gewährleistung der Ziele der Verordnung die Einbeziehung von Vor-

schriften für andere amtliche Tätigkeiten nicht erforderlich ist. Er hält es daher 

für erforderlich, die Aufnahme dieser Vorschriften zu streichen und den An-

wendungsbereich des Verordnungsvor-schlags insoweit wieder zu beschränken.

7. Nach Auffassung des Bundesrates ist ein noch über die in Artikel 1 Absatz 2 

des Verordnungsvorschlags genannten Rechtsbereiche hinausgehender Anwen-

dungsbereich in jedem Fall abzulehnen. Die Bundesregierung wird daher 

gebeten, gegenüber der Kommission deutlich zu machen, dass aus Sicht des 

Bundesrates, auch unter dem Aspekt der Abwendung von Gefahren für Mensch 

oder Tier, insbesondere keine delegierten Rechtsakte tolerierbar sind, die den 

vorgesehenen Anwendungsbereich überschreiten. So ist der Bereich der 

Tierarzneimittel offiziell nicht vom Anwendungsbereich des Verordnungs-

vorschlags umfasst. Erwägungsgrund 31 stellt jedoch fest, dass nach Ansicht 

der Kommission die zuständigen Behörden befugt sein sollten, amtliche 

Kontrollen auf allen Stufen der Produktion und des Vertriebs von Waren, 

Stoffen, Materialien oder Gegenständen durchzuführen, die nicht von Vor-

schriften zur Lebensmittelkette erfasst sind (beispielsweise Tierarzneimittel). 
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8. Der Bundesrat bittet ferner die Bundesregierung, dafür Sorge zu tragen, dass 

sich der Anwendungsbereich der Verordnung nicht auf Haus- und Heimtiere er-

streckt. Die Kontrollkriterien für diese Tiere richten sich nach anderen Risiko-

parametern und haben andere Schutzziele als die der vorliegenden Verordnung. 

Eine Ausdehnung auf Tiere, die nicht landwirtschaftliche Nutztiere sind, sollte 

daher vermieden werden.

Zur Verschwiegenheitspflicht, Transparenz der amtlichen Kontrollen

9. Vor dem Hintergrund der EuGH-Entscheidung zu § 40 LFGB vom 11. April 

2013 (C-636/11) und der Sperrwirkung europäischen Rechts fordert der Bun-

desrat, den neuen Artikel 7 i. V. m. Artikel 10 derart auszugestalten, dass er ei-

ner Beibehaltung beziehungsweise Einführung der in Deutschland bestehenden 

oder in der Diskussion befindlichen Transparenzinstrumente wie § 40 LFGB, 

§ 40 Absatz 1a LFGB, VIG und dem Kontrollbarometer nicht entgegensteht.

Delegierte Rechtsakte, Kompetenz, Verhältnismäßigkeit

10. Der Verordnungsvorschlag enthält in praktisch allen Regelungsbereichen Er-

mächtigungen der Kommission zum Erlass delegierter Rechtsakte (vgl. Artikel 

15 bis 24). Der Bundesrat lehnt insbesondere die in den Artikeln 15 bis 24 des 

Legislativvorschlags vorgesehenen Ermächtigungsgrundlagen für delegierte 

Rechtsakte mit besonderen Bestimmungen über die Durchführung amtlicher 

Kontrollen ab. Die vorgesehenen Regelungsbereiche umfassen unter anderem 

die Zuständigkeit und Aufgaben der Behörden, die einheitlichen Anforderungen 

an die Durchführung von Kontrollen, die zu ergreifenden Maßnahmen und ins-

besondere auch die Mindesthäufigkeiten amtlicher Kontrollen. Der Bundesrat 

hält es für zwingend erforderlich, dass alle Bestimmungen, die erhebliche 

Auswirkungen auf die Überwachungstätigkeit in den Ländern haben, direkt in 

die Verordnung aufgenommen werden müssen. Er weist in diesem Zusammen-

hang auf seine Stellungnahmen zur "Mitteilung der Europäischen Kommission 

an das Europäische Parlament und den Rat: Umsetzung von Artikel 290 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union" (BR-Drucksache 

875/09 (Beschluss) und BR-Drucksache 97/11 (Beschluss)) hin. Dem Gebot, 

die wesentlichen Fragen im Zusammenhang mit der Abwägung der berührten 

grundrechtlich geschützten Interessen selbst zu beantworten, wird der 
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Verordnungsvorschlag nicht gerecht.

11. Im Bereich Pflanzenschutzmittelkontrollen existieren in Deutschland nach 

Auffassung des Bundesrates schlüssige Regelungen und ein etabliertes System 

für die Durchführung von Fachrechtskontrollen. Durch die in Artikel 22 des 

Verordnungsvorschlags vorgesehenen delegierten Rechtsakte besteht die Ge-

fahr, dass die bewährten nationalen Regelungen ausgehebelt und durch bisher 

nicht bekannte Regelungen (delegierte und Durchführungs-Rechtsakte) ersetzt 

und geändert werden. Insbesondere die in Artikel 22 des Verordnungs-

vorschlags vorgesehenen Befugnisse der Kommission sind daher zu streichen.

12. Bei einer Einbeziehung des Kontrollsystems für den ökologischen Landbau und 

die ökologische/biologische Produktion sowie die Kennzeichnung ökologi-

scher/biologischer Erzeugnisse muss bei Erlass der delegierten Rechtsakte da-

rauf geachtet werden, dass den Besonderheiten der Verordnung (EG) Nr. 

834/2007 Rechnung getragen wird, so dass das bewährte Kontrollsystem beibe-

halten werden kann.

13. Soweit auch im Rahmen europäischer Verordnungsregelungen zumindest mit-

gliedstaatliche Konkretisierungsbefugnisse anerkannt sind, fehlen entspre-

chende ausdrückliche Ermächtigungen zu Gunsten der nationalen Gesetzgeber. 

Vielmehr belegen die in sehr großer Zahl vorgesehenen Ermächtigungen zum 

Erlass delegierter Rechtsakte die weit über die Kompetenzzuweisung des Arti-

kels 114 AEUV hinausgehende Zielsetzung des Verordnungsvorschlags: Arti-

kel 114 Absatz 1 AEUV bildet für den europäischen Gesetzgeber die Rechts-

grundlage für die Schaffung und die Funktionsweise des Binnenmarkts für Le-

bensmittelprodukte. Dabei ist nach Artikel 114 Absatz 3 AEUV von einem ho-

hen Schutzniveau auszugehen. Der vorliegende Verordnungsvorschlag schafft 

dagegen eine Rechtsgrundlage für umfassende, ausschließlich durch den euro-

päischen Gesetzgeber bestimmte verbindliche Regelungen für das Verwal-

tungsverfahren für die in Artikel 1 Absatz 2 des Verordnungsvorschlags er-

fassten Rechtsbereiche auch über den Bereich amtlicher Kontrollen hinaus.

14. Mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht vereinbar ist weiter der ebenfalls 

EU-weit und verbindlich vorgesehene Katalog von Maßnahmen, die den zu-

ständigen Behörden im Fall von Verstößen abschließend zur Verfügung stehen 

sollen (vergleiche Artikel 135 Absatz 2 des Verordnungsvorschlags). Die Frage, 
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auf welche Art und Weise die Mitgliedstaaten Verstöße gegen Rechts-

vorschriften abstellen, geht weit über die Frage hinaus, wie die Verlässlichkeit 

amtlicher Kontrollen in der EU oder die Einhaltung notwendiger EU-Standards 

im Binnenmarkt sichergestellt werden kann.

Zu Artikel 33 (Methoden für die Probenahmen etc.)

15. Der Vorschlag für die amtlichen Kontrollen bezieht sich über den bisherigen 

Anwendungsbereich hinaus unter anderem auch auf Probenahmen, Analysen, 

Tests und Diagnosen zur Untersuchung von pflanzlichem Vermehrungsmaterial 

(z. B. Saatgut). Durch diese Erweiterung des Anwendungsbereichs ergibt sich 

mit Artikel 33 Nummer 7 der vorgeschlagenen Verordnung eine Rechtsgrund-

lage für eine sogenannte "technische Lösung" für die Untersuchung von pflanz-

In Artikel 33 Nummer 7 ist klarzustellen, dass dieser Artikel nicht für die Un-

lichem Vermehrungsmaterial auf GVO-Anteile. 

tersuchung von pflanzlichem Vermehrungsmaterial auf GVO-Anteile gelten 

soll.

Finanzierung der amtlichen Kontrollen

Pflichtgebühren (Artikel 77)

16. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, bei den weiteren Verhandlungen da-

rauf zu achten, dass insbesondere die Vorschriften zur Festsetzung der Gebüh-

ren klar und eindeutig sind und so die Grundlage für eine einheitliche Umset-

zung in allen Mitgliedstaaten gewährleistet werden kann. Ferner bittet der Bun-

desrat bei der Ausgestaltung der Gebühren darauf zu achten, dass der bürokrati-

sche Aufwand bei der Gebührenerhebung auf ein Mindestmaß beschränkt wird.

Gebührennachlass für Unternehmer, die sich gleichbleibend vorschriftsmäßig ver-

halten (Artikel 80)

17. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung jedoch darauf hinzuwirken, dass der 

in Artikel 80 des Verordnungsvorschlags für den Fall der pauschalierten 

Gebührenfestsetzung zwingend vorzusehende Gebührennachlass für sich vor-

schriftsmäßig verhaltende Unternehmer von der Kommission überdacht wird, 

da damit insbesondere die Verteilung der Kontrollen nach Risikofaktoren nicht 
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in Einklang zu bringen ist.

Befreiung von Kleinstunternehmen (Artikel 82)

18. Er teilt grundsätzlich die Auffassung der Kommission, die Interessen von 

kleinen Unternehmen bei der Berechnung der Gebührensätze zu berück-

sichtigen. Die im Legislativvorschlag vorgesehene generelle Befreiung von der 

Zahlung der Gebühren für Unternehmen, die weniger als zehn Personen be-

schäftigen und deren Jahresumsatz oder Jahresbilanzsumme nicht über 2 Milli-

onen Euro liegt, steht jedoch im Widerspruch zu den Grundsätzen des 

Artikels 76, die eine angemessene Personal- und Finanzausstattung sicherstellen 

sollen. Unter Bezugnahme auf Zahlen des Statistischen Bundesamtes würden in

Deutschland demnach 80 bis 90 Prozent der Unternehmen nicht unter die 

Gebührenpflicht fallen. Im Hinblick auf die Berücksichtigung der Interessen 

kleiner Unternehmen müssen daher praxistauglichere Alternativen gefunden 

werden, die mit einem deutlich geringeren zusätzlichen bürokratischen Auf-

wand für die Überwachungsbehörden verbunden sind.

Transparenz (Artikel 83)

19. Der Bundesrat begrüßt im Grundsatz die Transparenz als Zielsetzung bei der 

Verwendung der über Gebühren eingenommenen Gelder. Er weist jedoch da-

rauf hin, dass das Haushaltsrecht der Parlamente in den Mitgliedstaaten nicht 

eingeschränkt werden darf. Ferner würde die vorgeschlagene Veröffentlichung 

zu einem unverhältnismäßigen bürokratischen Aufwand führen, der durch den 

zu erzielenden Zuwachs an Transparenz nicht gerechtfertigt werden kann.

Gleichberechtigte Beteiligung der involvierten Bereiche bei den Verhandlungen

20. Um sicherzustellen, dass insbesondere die Vollzugsanforderungen der ver-

schiedenen durch die Verordnung betroffenen Rechtsbereiche berücksichtigt 

werden, wird die Bundesregierung gebeten, im weiteren Rechtsetzungs-

verfahren auf EU-Ebene die Beteiligung der bereits benannten Ländervertreter 

sicherzustellen und bei Bedarf die Hinzuziehung weiterer Experten aus den 

Ländern vorzuschlagen.
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Einrichtung einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu den neuen Kontrollregelungen

21. Der Bundesrat geht davon aus, dass für die Dauer des Rechtsetzungsverfahrens 

zu den neuen Kontrollregelungen eine Arbeitsgruppe aus Vertretern von Bund 

und Ländern eingerichtet wird, in die alle beteiligten Bereiche angemessen ein-

bezogen werden und die die Prüfung des Verordnungsvorschlags zeitnah und 

aktuell begleitet. 

Einrichtung einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur nationalen Ausgestaltung

22. Der Bundesrat regt die Einführung einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur natio-

nalen Ausgestaltung des EU-Saatgutrechts an.


